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Drucksache VI/1956 


Sachgebiet 613 


Vorblatt 


Nachlauf- Verordnungen (Aufhebungsrecht des Bundes- 
tages innerhalb von vier Monaten nach Verkündung) 

a) Angleichungszoll für Trink wein 

b) Zollkontingent für Bananen 

c) Erhöhung des Zollkontingents für Fische 

(Bericht des Ausschusses für Wirtschaft) 


A. Probleme und Lösungen 
Zu a) 

Problem 

Infolge bestehender Zolldisparitäten ergeben sich Verkehrsver- 
lagerungen bei den Importen von griechischen Weinen zum 
Nachteil der Bundesrepublik. 

Lösung 

Die EG-Kommission hat deshalb die Bundesregierung ermäch- 
tigt, unter bestimmten Voraussetzungen bei Direktimporten und 
Umwegeinfuhren Angleichungszölle zu erheben. 

Zu b) 

Problem 

Die schon seit Jahren bestehenden Zollkontingente für Bananen 
sind im Dezember 1970 ausgelaufen. 

Lösung 

Das Zollkontingent soll deshalb bis 31. Dezember 1971 ver- 
längert werden. 
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Zu c) 

Problem 

Die Einfuhr bestimmter Seefischsorten soll — wie schon seit 
Jahren — verbilligt werden. 

Lösung 

Das Zollkontingent für die Zeit vom 1. August bis 31. Dezember 
1970 wurde deshalb um 4000 t auf 15 000 t erhöht. 

Einmütigkeit im Aussdiuß 


C, Vorschlag 

Der Bundestag macht von seinem Aufhebungsrecht keinen Ge- 
brauch. 
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Beridit 

des Ausschusses für Wirtschaft 
(8. Ausschuß) 

über die von der Bundesregierung erlassene 
Verordnung zur Änderung des Deutschen Teil-Zolltarifs 
(Nr. 4/71 — Angleichungszoll für Trinkwein) 

— Drucksache Vl/1712 — 

Verordnung zur Änderung des Deutschen Teil-Zolltarifs 
(Nr. 3/71 — Zollkontingent für Bananen) 

— Drucksache VI/1827 — 

Verordnung zur Änderung des Deutschen Teil-Zolltarifs 
(Nr. 21/70 — Erhöhung des Zollkontingents für Fische) 

— Drucksache VI/1863 — 


Bericht des Abgeordneten Wüster 


Die Verordnungen, die bereits in Kraft getreten 
sind, wurden vom Herrn Präsidenten an den Aus- 
schuß für Wirtschaft überwiesen. Es handelt sich 
hierbei um sogenannte Nachlauf-Verordnungen, bei 
denen der Deutsche Bundestag nach § 77 Abs. 7 des 
Zollgesetzes ein Aufhebungsrecht in einer Frist von 
vier Monaten nach Verkündung hat. 

1. Griechenland stehen nach dem Assoziierungsab- 
kommen mit der EWG Zollkontingente für Trink- 
weine und Verarbeitungsweine zu den in den 
EWG-Mitgliedsländern jeweils geltenden Binnen- 
Zollsätzen zu. Während die Einfuhren in die 
Benelux-Länder zollfrei und ohne jede mengen- 
mäßige Beschränkung erfolgen, bestehen in den 
übrigen Mitgliedstaaten im allgemeinen Zollsätze 
oder Zollkontingente zu niedrigen oder Null-Zoll- 
sätzen. Da sich durch diese Zolldisparitäten Ver- 
kehrsverlagerungen ergeben, hat die EG-Kom- 


mission die Bundesrepublik ermächtigt, auf Trink- 
weine aus Griechenland, die sich in einem ande- 
ren Mitgliedsland im freien Verkehr befinden, 
eine Ausgleichsabgabe zu erheben. 

2. Das der Bundesrepublik nach dem dem EWG-Ver- 
trag anliegenden „Protokoll über das Zollkontin- 
gent für Bananen" zustehende Jahreskontingent 
für die zollfreie Einfuhr von Bananen wurde für 
das Kalenderjahr 1971 vorläufig auf 318 000 t 
festgesetzt. 

3. Die EG-Kommission hat die Bundesrepublik er- 
mächtigt, das für den Zeitraum vom 1. August bis 
31. Dezember 1970 gewährte Zollkontingent für 
verschiedene Fischarten (Rotbarsch, Schellfisch, 
Kabeljau und Seelachs) auf Grund des gestiege- 
nen Einfuhrbedarfs um 4000 t auf insgesamt 
15 000 t zu erhöhen. 
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Die Bundesregierung hat von diesen Ermächtigun- 
gen Gebrauch gemacht und den deutschen Teil-Zoll- 
tarif entsprechend angepaßt. 

Namens des Ausschusses für Wirtschaft bitte ich 
das Hohe Haus, von seinem Aufhebungsrecht keinen 
Gebrauch zu machen. 


Bonn, den 11. März 1971 

Der Ausschuß für Wirtschaft 

Kienbaum Wüster 

Vorsitzender Berichterstatter 
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